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Abréviations

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

RK-NR Kommission fur Rechtsfragen des Nationalrats

WHO World Health Organization

Biiro-NR Bliro des Nationalrates

BV Bundesverfassung

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

FH Fachhochschule

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national

OMS Organisation mondiale de la Santé

Bureau-CN Bureau du Conseil national

Cst Constitution fédérale

AOS Assurance obligatoire des soins

HES Haute école spécialisée
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.12.2021
CATALINA SCHMID

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 10.06.2021
MARC BUHLMANN

Chronique générale

Eléments du systéme politique

Ordre juridique
Droit de cité

Mittels parlamentarischer Initiative forderte SVP-Nationalrat Lukas Reimann (SG), dass
bei Einbiirgerungen kiinftig keine Doppelbiirgerschaften mehr moglich sind. Wer sich
in der Schweiz einblrgern lassen wolle, misse «den Entscheid treffen, in welchem Land
er seinen Lebensmittelpunkt haben will, und bereit sein, die auslandische
Staatsburgerschaft aufzugeben», begrindete der Initiant sein Anliegen. Die
Doppelburgerschaft bringe laut Reimann Probleme mit sich, so etwa die
Ungleichbehandlung von Personen mit einfacher und mehrfacher Staatsblrgerschaft,
Loyalitatskonflikte und Schwierigkeiten beim Schutz von Doppelbtrgern im Ausland.
Durch den expliziten Entscheid flr die Schweizer Staatsblrgerschaft wiirde hingegen
die Bereitschaft zur Integration zum Ausdruck gebracht und dadurch die erfolgreiche
Integration geférdert. Im Namen der RK-NR widersprach Greta Gysin (gp, Tl) diesen
Argumenten in der Wintersession 2021: Die Probleme, welche durch die
parlamentarische Initiative gelost werden sollten, seien kein Resultat der
Doppelburgerschaft, sondern gingen vielmehr auf den Grad der Integration betroffener
Personen zurtck. Zudem sei nicht klar, ob das Verbot von Doppelblrgerschaften
grossflachig zur Anwendung kommen oder nur fir Personen im Einblrgerungsprozess
gelten solle. Kurt Fluri (fdp, SO) ergénzte fir die Kommission, dass Doppelblrgerinnen
und Doppelburgern weder pauschalisierend unterstellt werden solle, gegenlber der
Schweiz nicht loyal zu sein, noch der Eindruck erweckt werden durfe, dass
eingeblrgerte Schweizerinnen und Schweizer einer anderen Klasse angehdérten. Aus
diesen Grlinden beantragte die Kommissionsmehrheit, der Initiative keine Folge zu
geben. Ein SVP-Minderheitsantrag auf Folgegeben fand ausschliesslich in der SVP-
Fraktion Unterstitzung. Mit 136 zu 49 Stimmen sprach sich der Nationalrat gegen
Folgegeben aus. '

Institutions et droits populaires
Mandat parlementaire

Interessanterweise entbrannte in der Sommersession 2021im Nationalrat eine vor allem
in italienischer und franzosischer Sprache gefuhrte Eintretensdebatte zur Revision der
Parlamentsverwaltungsverordnung, die von der SPK-NR auf der Basis einer
parlamentarischen Initiative von Marco Chiesa (svp, Tl) ausgearbeitet worden war. Neu
sollen im Internet neben den Kurz-CV der Parlamentsmitglieder allféllige zusatzliche
Staatsangehdorigkeiten aufgelistet werden. Von den 14 Eintretensvoten wurden sechs in
italienischer und drei in franzosischer Sprache gefiihrt. Dabei wurde auf der einen Seite
darum gestritten, ob der Vorschlag in der Tat mehr Transparenz bringe oder aber eher
Diskriminierung bedeute. Eine links-grine Kommissionsminderheit hatte den Antrag
auf Nichteintreten gestellt, weil es hier - anders als bei Interessenbindungen - keine
direkte Verbindung zwischen Staatsangehdrigkeit und Politik gebe. Greta Gysin (gp, TI)
beflirchtete gar, dass die Anderung zwei Kategorien von Birgerinnen und Biirgern
schaffe, weil man insgeheim beflirchte, dass eine doppelte Staatsburgerschaft zu einem
Loyalitatskonflikt fihre - so habe es etwa im Kanton Zug, aber auch schon in diesem
Rat, Forderungen gegeben, Blrgerinnen und Burger mit Doppelblrgerschaft von der
Politik auszuschliessen («escludere i cittadini con la doppia cittadinanza dalla
politica»). Auf der anderen Seite forderte eine weitere Kommissionsminderheit, dass
die Forderung auch auf die Mitglieder des Bundesrats ausgeweitet werde. Diese starke,
nur aufgrund des ablehnenden Votums des Kommissionsprasidenten zustande
gekommene, von Damien Cottier (fdp, NE) angeflihrte Minderheit machte geltend, dass
Transparenz nicht nur in der Legislative, sondern auch in der Exekutive von Interesse
sei.

Eintreten wurde in der Folge mit 102 zu 62 Stimmen (1 Enthaltung) beschlossen.
Lediglich die geschlossenen Fraktionen von GP und SP wollten nicht auf die Vorlage
eintreten. Mit 96 zu 79 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der Vorschlag der Minderheit
Cottier angenommen. Die geschlossene Opposition der Fraktionen von GP und SP
wurde erfolglos von einer Mehrheit der Mitte-Fraktion unterstitzt. Eine breite Mehrheit
von 175 zu 4 Stimmen hiess sodann einen schriftlichen Antrag des Biro-NR gut, nicht
mehr die Postadresse, sondern nur noch die elektronische Adresse der Ratsmitglieder
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 30.10.2020
MARC BUHLMANN

zu veroffentlichen. Die Kommunikation erfolge heute vorwiegend auf elektronischem
Weg, wohingegen die Verodffentlichung der Postadresse ein zunehmendes
Sicherheitsrisiko darstelle und die Privatsphare der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier bedrohe. In der Gesamtabstimmung zeigte sich schliesslich noch einmal
die Opposition von Links-Grin: Mit 115 zu 64 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der
Vorschlag an den Stéanderat zur Beratung weitergereicht. ?

Organisation du Parlement

Der Nationalrat beugte sich in seiner Sondersession im Oktober 2020 Uber die
Vorschlage seiner SPK-NR zu einer Regelung fiir transparentes Lobbying. Nachdem
Eintreten wahrend der Wintersession 2019 beschlossen worden war, galt es nun die
Details zu beraten, was in zwei Blécken getan werden sollte: Block 1 umfasste den
Zugang zum Parlamentsgebaude, wéhrend Block 2 die Offenlegungspflichten der
Ratsmitglieder betraf. Nachdem die Fraktionen ihre Positionen dargelegt hatten,
berichteten Greta Gysin (gp, Tl) und Andri Silberschmidt (fdp, ZH) fir die Kommission.
Die Vorlage, die auf den Vorschlagen einer 2015 eingereichten parlamentarischen
Initiative Berberat (sp, NE) beruhen, sehe ein 6ffentliches Register von Lobbyisten, eine
Offenlegung derer Mandate sowie Sanktionen bei Verstdssen vor. Lobbyisten sollen nur
noch Tageszutritte zum Bundeshaus erhalten. Dauerausweise (so genannte Badges) - so
der Vorschlag fur ein vereinfachtes Akkreditierungssystem - sollen nur noch an
Familienmitglieder und persdnliche Mitarbeitende vergeben werden durfen, die, falls
sie Interessenvertretung betreiben, ebenfalls in das 6ffentliche Register eingetragen
werden mussen. Schliesslich beantragte die SPK-NR, dass nur noch Zutritt zur
Wandelhalle haben soll, wer einen Dauerausweis oder eine Medienakkreditierung
besitzt.

Verschiedene sprachliche Prézisierungen, die von Minderheitenantragen verlangt
wurden, erhielten in den ersten Detailabstimmungsrunden eine Mehrheit. So sollen zum
Beispiel Bundesangestellte, die ebenfalls einen Dauerausweis haben, von der Regelung
fur eine Offenlegungspflicht ausgenommen werden. Keine Chance und lediglich
Zuspruch von der SVP- und von Teilen der FDP-Fraktion hatte ein Minderheitsantrag
Buffat (svp, VD), der verhindern wollte, dass die Ausstellung des Dauerausweises mit
einem Verbot fir die Annahme von Geld- und Sachzuwendungen verknUpft wird. Die
gleiche Minderheit wollte - ebenso erfolglos - die Verhaltensregeln streichen, die fur
Tagesbesucherinnen und -besucher festgehalten werden sollen.

Die Vorschlége in Block 2, die den Ratsmitgliedern selber Vorschriften fur mehr
Transparenz hatten machen wollen, hatte die Mehrheit der SPK-NR génzlich abgelehnt.
Die bestehenden Regelungen wiirden gentigen und die Forderungen hatten mit der Idee
der parlamentarischen Initiative Berberat nichts zu tun, fihrten Greta Gysin und Andri
Silberschmidt erneut flr die Kommission als Begriindungen an. Diese bestehenden
Regelungen - Offenlegungspflicht der beruflichen Tatigkeiten, der Tatigkeiten in
Fahrungs- und Aufsichtsgremien, der Beratungs-, Leitungs- und Expertentatigkeiten
und der Mitwirkung in Kommissionen, unterschieden nach ehrenamtlichen und
bezahlten Mandaten - sollten auf Antrag linker Minderheiten ergénzt werden. Aber
weder der Vorschlag der obligatorischen Offenlegung von Entgelten tUber CHF 12'000
pro Jahr noch die Offenlegung von Spenden Uber CHF 5'000 oder die Forderung einer
Deckelung von Entgelten fanden im Rat genligend Unterstltzung. Angenommen wurde
einzig ein Kommissionsantrag, der Einladungen von Interessenorganisation zu
Informationsreisen erlauben wollte, sofern die Reisekosten von den eingeladenen
Ratsmitgliedern selber bezahlt werden.

Bei der Gesamtabstimmung ereilte die Vorlage dann das Schicksal, das ihr einzelne
burgerliche Fraktionssprecherinnen und Fraktionssprecher bereits zu Beginn der
Beratung angedroht hatten: Mit 96 zu 82 Stimmen wurde sie abgelehnt. Die
ablehnenden Stimmen stammten dabei von der Mitte-Fraktion (21) - Marco Romano
(cvp, TI) hatte von einer unbefriedigenden Vorlage gesprochen -, von der FDP-Fraktion
(22) - Matthias Jauslin (fdp, AG) hatte der Kommission vorgeworfen, keinen Schritt
weitergekommen zu sein und ihre Arbeit nicht gemacht zu haben - und von der SVP-
Fraktion (49), bei der Barbara Steinemann (svp, ZH) ausgeflhrt hatte, dass Lobbying
Uberbewertet werde. Immerhin gesellten sich auch insgesamt vier Fraktionsmitglieder
der SP und der GLP zur ablehnenden Mehrheit. Einzig die Grine Fraktion stimmte
geschlossen flr die Vorlage - Iréne Kélin (gp, AG) hatte gefordert, das man diese
wesentlichen Informationen fur alle Menschen verflgbar machen und deshalb «die
Hosen runter» lassen musse. Die Ablehnung der Vorlage bewirkte nun freilich, dass die
Parlamentsmitglieder auch in Zukunft bedeckt bleiben durfen. Die Vorlage war mit dem
Nein némlich definitiv vom Tisch. Erstaunlicherweise fihrte dies in den Medien -
anders als noch im Sommer 2019, als der Nationalrat in einer ersten Runde nicht auf die
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 12.12.2022
MARC BUHLMANN

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.12.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Vorlage eintreten wollte - kaum zu Kritik. *

Sollen Abstimmungsresultate aus Kommissionssitzungen veréffentlicht werden¢ Ja,
findet Andreas Glarner (svp, AG) und forderte mittels parlamentarischer Initiative
Transparenz iiber das Abstimmungsverhalten in Kommissionsberatungen. Biirgerinnen
und Blrger hatten das Recht darauf zu wissen, ob die von ihnen gewahlten
Abgeordneten auch in den Kommissionen «die im Wahlkampf und auf Podien
versprochenen Positionen» vertreten, so die Begrindung des Initianten. Nein, fand
hingegen die Mehrheit der SPK-NR, die mit 18 zu 6 Stimmen empfahl, der Initiative
keine Folge zu geben. Kommissionsmitglieder mussten frei und ohne Handlungsdruck
auch mal ihre Meinung andern kénnen, damit Kompromisse moglich werden, so die
Argumentation im Kommissionsbericht. Zudem sei bereits heute eine gewisse
Transparenz gegeben, weil im Falle von Minderheitsantrdgen die Namen der
entsprechenden Antragstellenden in Kommissionsberichten und auf den Fahnen
veroffentlicht warden.

Zwei der sechs Mitglieder der SVP-Fraktion, die die Kommissionsminderheit bildeten,
meldeten sich bei der Ratsdebatte zur Initiative in der Wintersession 2022 zu Wort:
Zuerst fuhrte der Initiant selber aus, dass es ihm nicht um eine Offenlegung der
Kommissionsprotokolle gehe, sondern lediglich um die Publikation der
Abstimmungsresultate. Gregor Rutz (svp, ZH) sekundierte mit dem Argument, dass man
auch mit der geforderten Transparenz seine Meinung andern dirfe, um notwendige
Kompromisse zu schmieden. In diesem Falle kdnne man dies den eigenen Wahlerinnen
und Wahlern dann auch erklaren. Fir die Kommissionsmehrheit sprachen Greta Gysin
(gp. TI) und Gerhard Pfister (mitte, ZG). Neben der Notwendigkeit von Vertraulichkeit fur
Deliberation hinterfragte Pfister auch den Mehrwert einer Publikation von
Abstimmungsresultaten, wenn die ihnen zugrundeliegenden Debatten und Argumente
nicht ebenfalls veréffentlicht wirden. In der Abstimmung folgte einzig die geschlossen
stimmende SVP-Fraktion der Minderheit und der Initiative wurde mit 139 zu 51 Stimmen
keine Folge gegeben. *

Infrastructure et environnement

Protection de I'environnement
Politique climatique

Im September 2020 reichte die Fraktion der Grinen eine parlamentarische Initiative
ein, mit welcher ein durch ein Losverfahren bestimmter Klimarat geschaffen werden
soll. Dieser Klimarat wirde aus 200 rein zufallig ausgelosten Personen bestehen, womit
die Geschlechter, Altersgruppen, Sprachregionen und weitere Kriterien adaquat
abgebildet werden sollten. Um in der aktuellen globalen Klimakrise fur mehr
Klimaschutz und -gerechtigkeit zu sorgen, soll der Rat politische Rechte austben
kénnen. So soll er beispielsweise Motionen zu Handen des Parlaments einreichen und
mit einer Zweidrittelmehrheit Volksinitiativen vorschlagen kénnen, welche analog einer
zustande gekommenen Volksinitiative zur Abstimmung gelangen wirden.

Die SPK-NR prifte die Initiative im Oktober 2021 und gab ihr keine Folge. Es bestiinden
keine guten Grinde, ein solches Gremium zu schaffen, argumentierte die
Kommissionsmehrheit. Zum einen wirde dieser Rat das Parlament schwéachen. Zum
anderen ware er demokratisch nur ungenlgend legitimiert. Insbesondere deshalb wéare
es sehr problematisch, wenn «dieser befugt sein soll, Volk und Stédnden
Verfassungsénderungen zu unterbreiten, wie dies auch 100'000 Buirgerinnen und
Blrger tun kdnnen». Ausserdem bestiinden fir die Bevdlkerung bereits genligend
direktdemokratische Instrumente, um im politischen Prozess mitzuwirken.

Die grosse Kammer behandelte das Geschaft in der Wintersession 2021. Nachdem die
beiden Mitglieder der Grinen Partei, Balthasar Glattli (gp, ZH) und Greta Gysin (gp, T1),
sowie die beiden Kommissionssprechenden, Damien Cottier (fdp, NE) und Marianne
Binder-Keller (mitte, AG), ihre schon aus dem Kommissionsbericht bekannten
Argumente noch einmal vorgelegt hatten, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung.
Der Nationalrat folgte seiner Kommission und gab der Initiative mit 136 zu 33 Stimmen
bei 19 Enthaltungen keine Folge. Das Anliegen vermochte nebst den Grlinen nur
vereinzelte Mitglieder der SP-Fraktion zu (iberzeugen. °
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INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.12.2019
JOELLE SCHNEUWLY

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport
Médecins et personnel soignant

Im Dezember 2019 nahm sich der Nationalrat der Pflegeinitiative und dem von der
SGK-NR ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag an. Das Begehren des
Berufsverbandes der Pflegefachfrauen und -ménner hatte laut Initiativtext «eine
ausreichende, allen zugéngliche Pflege von hoher Qualitat», die Sicherstellung von
genlgend diplomierten Pflegefachpersonen und einem ihrer Ausbildung und ihren
Kompetenzen entsprechenden Einsatz zum Ziel.

Die Parlamentarierinnen und Parlamentarier waren sich dartber einig, dass die aktuelle
Situation problematisch sei und durch das steigende Alter der Bevdlkerung der
Pflegebedarf ernéht werde. So rechne man zwischen 2017 und 2035 unter anderem mit
einem Anstieg von rund 200'000 auf 360'000 Uber 80-Jahrigen, die allenfalls
pflegebedirftig wirden, erklarte Ruth Humbel (cvp, AG). Gemass Philippe Nantermod
(fdp, VS) wirden gegenwértig lediglich 43 Prozent des erforderlichen Personals
ausgebildet und 2030 wurden hierzulande 65'000 Pflegende fehlen. Um den Mangel zu
beheben, wirden Pflegefachpersonen aus dem Ausland rekrutiert, was nicht nur
ethisch fragwirdig sei - da die Ausbildung von einem Staat bezahlt werde, der nicht von
dieser Investition profitiere -, sondern auch kostspielig werden kénnte, erwage doch
die WHO, eine Steuer zur Entschadigung der Ausbildungslander einzufihren, so Greta
Gysin (gp, TI). Dartber dass Handlungsbedarf bestehe, herrschte Konsens. Der Rat war
sich jedoch uneinig, ob die Pflegeinitiative das richtige Mittel sei, um der Problematik
zu begegnen.

Von den Unterstitzerinnen und Unterstirzer der Initiative hervorgehoben wurde, dass
der Beruf nicht die Anerkennung erhalte, die er verdiene. Zudem komme ihm laut
Barbara Gysi (sp, SG) im Krankenkassengesetz nach wie vor der «Status eines
Hilfsberufs» zu. Christian Lohr (cvp, TG), Dozent an verschiedenen Fachhochschulen
far  Pflegeberufe, unterstrich  die  Wichtigkeit der  Pflegequalitat, der
Ausbildungsférderung und der Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Es misse auch
etwas gegen die 46 Prozent Berufsaussteigerinnen und -aussteiger unternommen
werden, zu denen sie selber auch gehore, erklarte Manuela Weichelt-Picard (al, ZG). Die
Sicherheit und das Leben der Bevélkerung stehe auf dem Spiel, so Franziska Ryser (gp,
SG). Betont wurde von den Gegnerinnen und Gegnern der Initiative hingegen, dass das
Regeln einzelner Berufsgruppen in der Verfassung nicht angezeigt sei und die
Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen in Frage gestellt wirde. Zudem sei die
medizinische Grundversorgung bereits in Artikel 117a BV erwahnt, was in den Augen von
Verena Herzog (svp, TG) genlgte, um die Pflege zu stéarken.

Der von der SGK-NR ausgearbeitete Gegenentwurf kam im Nationalrat besser an als die
Volksinitiative. ~Jedoch gab es auch bezlglich  Gegenvorschlag einige
Abéanderungswinsche bzw. Uneinigkeiten. Um dem Beruf Attraktivitat zu verleihen,
beabsichtigte eine Mehrheit der SGK-NR, den Pflegefachpersonen die selbstéandige
Erbringung und Abrechnung einiger vom Bundesrat festgelegter Leistungen zu Lasten
der OKP, die ohne érztliche Anweisung erfolgen kénne, einzurdumen. So kénnten pro
Jahr CHF 13 Mio. eingespart werden, erlduterte Benjamin Roduit (cvp, VS). Gegen diese
Forderung sprachen sich neben dem Bundesrat auch die SVP und die FDP aus. Es
bestehe die Gefahr, dass dadurch ein Prajudiz geschaffen wirde und durch die
grossere Zahl an Leistungserbringenden die Kosten fur das Gesundheitssystem nicht
abnahmen, sondern stiegen, was hohere Pramien zur Folge hatte. Eine Mehrheit der
grossen Kammer liess sich allerdings nicht von diesen Worten uUberzeugen. Auf
Anregung von Pierre-Yves Maillard (sp, VD) lehnte der Nationalrat ausserdem den
Mehrheitsantrag der SGK-NR ab, dass entsprechende Leistungen Gegenstand von
Vereinbarungen mit Versicherern sein mussten.

Weiter wurde bezuglich Ausbildungsférderung beschlossen, dass die Kantone den
Krankenhausern, Pflegeheimen und Spitex-Organisationen eine bestimmte Anzahl
Ausbildungsplatze, die diese zur Verfligung stellen missen, vorgeben sollen. Ebenfalls
gutgeheissen wurde die Forderung, dass die Kantone dazu verpflichtet werden sollen,
den angehenden Pflegefachpersonen an einer Hoéheren Fachschule oder
Fachhochschule mit Ausbildungsbeitragen zur Seite zu stehen. Der Bund soll die
Kantone wahrend acht Jahren fur die beiden ebengenannten Punkte mit CHF 469 Mio.
unterstitzen. Betreffend Ausbildungsbeitrage hatten die SVP und die FDP gerne
Einschrankungen auf hilfs- und unterhaltsbedUrftige Personen vorgenommen. Regine
Sauter (fdp, ZH) betonte, es gebe neben den Pflegestudiengdngen HF oder FH auch
andere Berufsbereiche, wo eine Weiterbildung anzustreben sei, dort werde allerdings
auf die Eigenverantwortung der Studierenden gezahlt. Damit konnte sie die Mehrheit
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ihrer Ratskolleginnen und -kollegen jedoch nicht Uberzeugen, gegen die Beitrége zu
stimmen.

In der Gesamtabstimmung wurde der indirekte Gegenvorschlag mit 124 zu 68 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) angenommen. Abgesehen von der SVP und einer Mehrheit der FDP
stimmten alle Parteien dem Gegenentwurf zu. Die Pflegeinitiative konnte die Mehrheit
des Nationalrates indes nicht tberzeugen und so empfahl er dem Volk und den Stéanden
das Begehren mit 107 zu 82 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) zur Ablehnung, wobei die SP,
die Grlnen, aber auch vereinzelt Mitglieder der FDP.Liberalen-, der GLP- sowie der
Mitte-Faktionen fir Annahme der Initiative pladierten. ¢

1) AB NR, 2021, S. 2690 ff.; Bericht der SPK-NR vom 15.10.21; Mo. 20.501

2) AB NR, 2021S. 1244 ff.; BBI, 2020 9419 f.; CdT, 11.6.21

3) AB NR, 2020, S. 2063 ff.; AB NR, 2020, S. 2067 ff.; TA, 4.7.20; Exp, Lib, 13.7.20; Exp, 14.7.20; NZZ, 31.10.20
4) AB NR, 2022, S. 2286 ff.; Bericht SPK-NR vom 2.9.22; Pa.lv. 21.444

5) AB NR 2021, S. 2635 ff.; Medienmitteilung SPK-NR vom 15.10.21

6) AB NR, 2019, S. 2276 ff.; AB NR, 2019, S. 2291 ff.; AB NR, 2019, S. 2304 ff.; BBI 2018, S. 7653 ff.
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